
 
D i e  B ü r g e r m e i s t e r i n  
Fachbereich 5 - Planen und Bauen 
 

Vorlage Nr. 020/13 
 
 

Betreff: 
 

Richtlinie der Stadt Rheine über die Gewährung von Zuwendungen 
für Zwecke des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) gemäß 
§ 11 Abs. 2 ÖPNVG 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 
Bauausschuss 24.01.2013 Berichterstattung

durch: 
Herrn Zunker - VSR 
Herrn Schröer 
Frau Weber - Kanzlei pwc

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         
Rat der Stadt Rheine 19.02.2013 Berichterstattung

durch: 
Herrn Brauer 
Herrn Kuhlmann 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffene Produkte 
5301 Öffentliche Verkehrsflächen 
 
Betroffenes Leitbildprojekt/Betroffene Maßnahme des IEHK 
 

      
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 
 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 

 
 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge  200.000,00 €  Einzahlungen        
Aufwendungen  200.000,00 €  Auszahlungen        
 
 

Finanzierung gesichert 
, 

 Ja  Nein 
durch 

 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt       
 Mittelumschichtung aus Produkt / Projekt       
 sonstiges (siehe Begründung) 

 
mittelstandsrelevante Vorschrift 
 

 Ja  Nein 
 



- 2 - 

 

Vorlage Nr. 020/13 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
1. Der Beirat „Verkehr“ der Verkehrsgesellschaft Rheine stimmt der als Anla-

ge I beigefügten Richtlinie sowie den Anlagen der Richtlinie (Anlage II und 
III) zu. 

  
2. Der Bauausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine folgenden Be-

schluss zu fassen: 
 

Der Rat der Stadt beschließt die als Anlage I beigefügte Richtlinie über die 
Gewährung von Zuwendungen für Zwecke des öffentlichen Personennah-
verkehrs gemäß § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW und die Anlagen der Richtlinie 
(Anlage II und III). 

 
 
Begründung: 
  
Die Stadt Rheine ist Aufgabenträger für den straßengebundenen öffentlichen Per-
sonennahverkehr. Als solcher erhält sie 
 

1. eine jährliche Ausbildungsverkehr-Pauschale gemäß § 11 a des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG 
NRW) 

2. eine Pauschale aus den Mitteln nach dem Regionalisierungsgesetz des 
Bundes (ehemals Fahrzeugförderung) gemäß § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW 

 
Zu 1.: 
Die jährliche Ausbildungsverkehr-Pauschale wird gemäß der vom Rat der Stadt 
Rheine am 27.03.2012 beschlossenen Satzung der Stadt Rheine zur Verwendung 
der Ausbildungsverkehr-Pauschale gemäß § 11 a ÖPNVG NRW zweckentspre-
chend ausgereicht und verwendet. 
 
Zu 2.: 
Bei der Pauschale gemäß § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW handelt es sich um eine pau-
schalierte Förderung, bei der der Aufgabenträger 80 % der Mittel für Zwecke des 
ÖPNV an öffentliche und private Verkehrsunternehmen weiterleiten muss. Die 
übrigen Mittel können für eigene Zwecke des ÖPNV einschließlich der allgemei-
nen Aufwendungen zur Ausreichung verwendet werden oder an private Ver-
kehrsunternehmen, Gemeinden, Zweckverbände, Eisenbahnunternehmen oder 
juristische Personen des privaten Rechts, die Zwecke des ÖPNV verfolgen, wei-
tergeleitet werden. 
 
Um eine transparente und diskriminierungsfreie Verwendung der Pauschale auf 
der Grundlage des § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW unter Beachtung der Vorgaben des 
Rechts der Europäischen Union zu gewährleisten, hat die beratende Anwaltskanz-
lei pwc in Abstimmung mit der Stadt Rheine und der VSR die anliegende Richtli-
nie ausgearbeitet.  
 
Diese Richtlinie sieht vor, in den einzelnen Förderjahren jeweils mindestens 80 % 
der Mittel an im Stadtgebiet tätige öffentliche und private Verkehrsunternehmen 
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entsprechend der in der Richtlinie genannten Fördertatbestände weiterzuleiten. 
Der Bauausschuss der Stadt Rheine entscheidet hierfür in Abstimmung mit dem 
Beirat Verkehr der Verkehrsgesellschaft Rheine bis zum 30.01. des jeweiligen 
Förderjahres nach freiem Ermessen, welche Maßnahmen für die Fördertatbestän-
de „Sonstige Maßnahmen im ÖPNV“ und „Sonstige Infrastrukturmaßnahmen“ in 
dem Förderjahr gefördert werden und welcher Förderbetrag für den jeweiligen 
Fördertatbestand zur Verfügung gestellt wird. 
 
Die möglichen Fördermaßnahmen für die Fördertatbestände sind in der Anlage II 
beispielhaft aufgeführt. 
 
Wegen der kurzfristigen Beschlussfassung der Richtlinie sieht die Richtlinie für 
die Förderjahre 2012 und 2013 vor, den gesamten an die Verkehrsunternehmen 
weiterzuleitenden Förderbetrag (d.h. 80 % der an die Stadt Rheine nach § 11 
Abs. 2 ÖPNVG NRW gewährten Mittel) für den Fördertatbestand „Ausgleich für 
Betriebsleistungen bei Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen“ an die 
berechtigten Verkehrsunternehmen nach Antragstellung auszureichen. 
 
Nach Beschlussfassung der Richtlinie durch den Rat der Stadt Rheine wird diese 
unverzüglich auf der Internetseite der Stadt öffentlich bekannt gemacht. In der 
örtlichen Tagespresse erfolgt ein Hinweis auf die Veröffentlichung im Internet. 
Die Richtlinie tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft. 
 
Der Stadt Rheine liegen bereits einige formlose Anträge von Verkehrsunterneh-
men für das Förderjahr 2012 vor. Die Verkehrsunternehmen haben eine Ein-
gangsbestätigung mit dem Hinweis auf das laufende Verfahren erhalten und wer-
den unmittelbar nach Beschlussfassung der Richtlinie über das weitere Antrags-
verfahren in Kenntnis gesetzt. 
 
 
Anlagen: 
 
Anlage I Richtlinie der Stadt Rheine über die Gewährung von Zuwendungen 

für Zwecke des öffentlichen Personennahverkehrs gem. § 11 Abs. 2 
ÖPNVG NRW 

 
AnlageII Mögliche Fördermaßnahmen gemäß Ziffer 3.1 
 
Anlage III Mögliche Fördermaßnahmen gemäß Ziffer 3.2 
 


